
 
 Bekanntmachung der Gemeinde Herscheid 

 
 
Es wird folgende Allgemeinverfügung erlassen:  
 
Gemäß § 28 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 
Menschen, Infektionsschutzgesetz, IfSG, vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 27.März 2020 (BGBl. I S. 587) in Verbindung mit § 3 des Gesetztes zur 
konsequenten und solidarischen Bewältigung der COVID-19-Pandemie in Nordrhein-Westfalen und 
zur Anpassung des Landesrechts im Hinblick auf die Auswirkung einer Pandemie vom 14. April 2020 
(GV.NRW.2020 S.218b), und in Verbindung mit § 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) vom 12.11.99 (GV. NRW. 1999 S. 602), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244), erlässt der Bürgermeister der 
Gemeinde Herscheid als örtliche Ordnungsbehörde folgende  
 

Allgemeinverfügung 
 

1. Die für das Gebiet der Gemeinde Herscheid erlassene Allgemeinverfügung vom 15.03.2020 

wird aufgehoben. 

 

2. Die Anordnung unter Ziffer 1 tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.   

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung:  
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstaße 1, 59821 Arnsberg, schriftlich oder zu 
Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erheben. Die Klage kann auch durch 
Übertragung eines elektronischen Dokumentes an die elektronische Poststelle des Gerichtes erhoben 
werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es 
muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein 
oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gem. § 55a 
Abs. 4 VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen 
Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische 
Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung-ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. 
I S. 3803).  
Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de.  
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben, die angefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden.  
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, 
würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden.  
 
Herscheid, den 17.04.2020  
 
 
S C H M A L E N B A C H  
Bürgermeister 


